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·Herr Abgeordneter Dr._ Hartmut Beucker hat namens der Mitglieder der Fraktion der 

AfD mit Schreiben vom 08.10.2024 Fragen zum Entwurf des Einzelplans 04 des 

Haushalts 2025 übermittelt. Diese werden wie folgt beantwortet: 

Fragenblock 1: 

11Kapitel 04 210 

Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit 

Frage: . 
1.1 w;e viele Richter wurden in Nordrhein-Westfalen vom 01.01.2023 bis zum 

31.12.2023 neu eingestellt? 

Antwort: 
In 2023 gab es 174 Einstellungszusagen für den richterlichen Dienst in NRW. 

Frage: 
1.2 Wie viele Richter wurden vom 01.01.2024 bis zum 30.09.2024 neu eingestellt? 

Antwort: 
Vom 01.01.2024 bis zum 30.09.2024 wurden 86 Einstellungszusagen für den 

richterlichen Dienst in NRW erteilt. 

Frage: 
1.3 Welche Maßnahmen ergreift das Ministerium, um d;e Attraktivität der Justiz für · 

Berufseinsteiger zu steigern?" 

Antwort: 
Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf Ausführungen des Ministers der 

Justiz in der Plenarsitzung vom 26. Oktober 2023 (Plenarprotokoll 18/46, Seiten 

46 bis 48) Bezug genommen. 

Frage: 
1. 4 Welche konkreten Maßnahmen plant die Landesregierung, um den erwarteten Per­

sonalengpass durch die bevorstehende Pension;erungswelle in der Justiz auszu-
gle;chen? · 

Antwort: 

Die für einige Jahre zu erwartenden höheren Pensionierungszahlen werden 
nach allen derzeit vorliegenden Daten zu keinen Personalengpässen im richter­
lichen und staatsanwaltlichen Dienst führen, sondern durch entsprechende Her­

aufsetzung der Einstellungen ausgeglichen werden können. 

Fragenblock 3: 

Kapitel 04 215 
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Generalstaatsanwaltschaften und Staatsanwaltschaften 

Frage: 
2. 1 Wie begründet die Landesregierung die Entscheidung, keine neuen Stellen für 

Staatsanwälte zu schaffen und stattdessen 39 Stellen für Richter auf Probe in 39 
Stellen für Staatsanwälte umzuwandeln, obwohl am 30. Juni 2024 ein erheblicher 
Personalbedarf festgestellt wurde? 

Frage: 
2. 2 Wie kann die Umwandlung von Richterstellen in Stellen für Staatsanwälte den Per­

sonalengpass bei den Staatsanwaltschaften lösen, ohne gleichzeitig neue Eng­
pässe bei den Richterstellen zu verursachen, die ebenfalls dringend besetzt wer­
den müssen? 

Antwort: 
Die Fragen 2.1 und 2.2 werden gemeinsam beantwortet. 

Durch die Umwandlung der im Kapitel 04 215 bislang etatisierten Stellen für 
Richterinnen und Richter auf Probe in Planstellen des staatsanwaltlichen Diens­
tes hat sich die Anzahl aller den Generalstaatsanwaltschaften und Staatsan­
waltschaften zur Verfügung stehenden Stellen nicht geändert. 

Frage: . 
2.3 Wie viele Staatsanwälte wurden in Nordrhein-Westfalen vom 01.01.2023 bis zum 

31.12.2023 neu eingestellt? 

Antwort: 
In 2023 gab es 116 Einstellungszusagen für den staatsanwaltschaftlichen 
Dienst in NRW. 

Frage: 
2.4 Wie viele Staatsanwälte wurden vom 01.01.2024 bis zum 30.09.2024 neu einge­

stellt? 

Antwort: 
Vom 01 .01 .2024 bis zum 30.09.2024 wurden 81 Einstellungszusagen für den 
staatsanwaltschaftlichen Dienst in NRW erteilt. 

Frage: 
2. 5 Wie viele Staatsanwälte werden im Jahr 2025 neu eingestellt? 

Antwort: 
Diese Frage lässt sich im Vorhinein nicht beantworten. 
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Frage: 
2. 6 Welche spezifischen Schritte plant die Landesregierung, um die hohe Belastungs­

quote von über 131 Prozent bei den Staatsanwälten zu reduzieren und eine ord­
nungsgemäße Bearbeitung der Strafverfahren zu gewährleisten? 

Antwort: 
Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die Antwort der Landesregierung 
zu Frage 2 der Kleinen Anfrage 4297 (Drucksache: 18/10260) Bezug genom­
men. 

Fragenblock 3: 

11Kapitel 04 220 

Gerichte der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Frage: 
3. 1 Wie entwickelte sich der Anteil der Asylverfahren in Hauptsacheverfahren vom 

01,01.2024 bis 30.09.2024? (Bitte für alle Verwaltungsgerichte gesondert darstel­

len) 

Antwort: 
Der Anteil von Asylverfahren an Hauptverfahren lässt.sich, differenziert nach 
Quartalen und Verwaltungsgerichten, der nachfolgenden Tabelle entnehmen. 
Ein anhaltender Trend wachsender Fallzahlen ist diesen Daten nicht zu entneh­
men. Vielmehr sind die Daten extremen Schwankungen unterworfen: 

1. VJ II. VJ 2024 III. VJ 2024 
2024 

Verwaltungsgericht Aachen 50,47% 43,23% 55,72% 

Verwaltungsgericht Arnsberg 52,59% 51,68% 60,86% 

Verwaltunqsciericht Düsseldorf 41 ,93% 44,21% 41,90% 

Verwaltuncisciericht Gelsenkirchen 35,37% 34,55% 34,85% 

Verwaltunqsciericht Köln 25,96% 25,80% 30,61 % 

Verwaltungsgericht Minden 47,68% 44,92% 56,04% 

Verwaltungsgericht Münster 54,48% 49,15% 54,40% 

Nordrhein-Westfalen 41,1 5% 40,22% 44,69% 

Frage: 
3. 2 Wie entwickelte sich die durchschnittliche Verfahrensdauer bei den Verwaltungs­

gerichten vom 01.01.2023 bis 30.06.2024? (Bitte getrennt für die einzelnen Ver­
waltungsgerichte darstellen) 

Antwort: 
Die durchschnittliche Verfahrensdauer in Hauptverfahren lässt sich, differen­
ziert nach Quartalen und Verwaltungsgerichten , der nachfolgenden Tabelle ent­
nehmen: 



- 5 -

Hauptverfahren 1. VJ II. VJ 111. VJ IV. VJ 1. VJ II. VJ 
2023 2023 2023 2023 2024 2024 

Verwaltungsgericht 
16,4 15,9 14, 1 14,0 13,2 12,6 

Aachen 
Verwaltungsgericht 

18,9 17,8 16,9 16,3 16,8 15,6 ArnsberQ 
Verwaltungsgericht 11,3 11,3 12,4 11,6 12,0 11,2 Düsseldorf 
Verwaltungsgericht 

19,6 17,7 16,5 16,6 17,3 16,3 Gelsenkirchen 
Verwaltungsgericht 

21,2 19,3 18,6 18,4 19,0 18,5 
Köln 
Verwaltungsgericht 

14, 1 14,2 12,2 12,8 13,5 12,6 
Minden 
Verwaltungsgericht 

14,8 12,3 13,6 14,8 15,6 15,4 
Münster 
Nordrhein-Westfal~n 

16,5 14,9 14,9 14,9 15,4 14,6 

Frage: 
3.3 Wie gedenkt die Landesregierung sicherzustellen, dass die angestrebte Verkür­

zung der Asylverfahren umgesetzt werden kann, ohne dass dies zu einer Verzö­
gerung anderer wichtiger Verfahren führt? 

Frage: 
3. 4 Gibt es neben den bisherigen Ansätzen der Landesregierung zur Beschleunigung 

der Asylverfahren2 bereits _weitere Pläne, um den aktuellen und absehbaren Mehr­
aufwänden, die zu einer Verlängerung der Verfahrensdauer führen könnten, ent­
gegenzuwirken? 

Antwort: 
Die Fragen 3.3 und 3.4 werde_n gemeinsam beantwortet. 
Vor dem Hintergrund des lnkrafttretens der Verordnung über die verwaltungs­
gerichtlichen Zuständigkeiten für Rechtsstreitigkeiten nach dem Asylgesetz 
(AsylZustVO) am 1. August 2024 und der anstehenden Schaffung neun weiterer 
Richterstellen befindet sich das Ministerium der Justiz unter Beachtung des Ver­
fassungsgrundsatzes der richterlichen Unabhängigkeit im Austausch mit der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit hinsichtlich -der Bestandsaufnahme, der Bewertung 
und ggf. der Weiterentwicklung der bisher seitens der Landesregierung und der • 
Verwaltungsgerichtsbarkeit selbst getroffenen Maßnahmen einschließlich der 
anstehenden Stellenzuweisung. innerhalb der Verwaltungsgerichtsbarkeit. Die 
Ergebnisse dieser Gespräche sind abzuwarten. 
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Justizvollzugseinrichtungen 

Frage: 
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4. 1 Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um den Persona/mange/ im 
Justizvollzug zu beheben und die Arbeitsbelastung der Justizvollzugsbeamten zu 
reduzieren? 

_Antwort: 
Die Verbesserung der Personalausstattung und die Besetzung freier Planstel­
len und Stellen im Justizvollzug haben in der Arbeit aller i~ Perso~albereich 
tätigen Akteure höchste Priorität. Vor diesem Hintergrund bilden regionale und 
überregionale Maßnahmen zur Nachwuchswerbung und -gewinnung einen Ar­
beitsschwerpunkt auf allen Hierarchieebenen. Im Geschäftsbereich des Justiz­
vollzugs werden diese Bemühungen unterstützt durch die seit 2019 bestehende 
Zentrale Beratungsstelle Nachwuchsgewinnung, die der Justizvollzugsschule 
Nordrhein-Westfalen angegliedert ist. 

Für die einzelnen Berufsgruppen im Justizvollzug finden gezielte Werbemaß­
nahmen sowohl im regionalen wie auch im überregionalen Bereich statt. Die 
regionalen Maßnahmen umfassen insbesondere Stellenanzeigen auf Online­
Jobportalen, im Justiz-Karriereportal sowie in Printmedien und im Lokalradio, 
ebenso die Präsentation der Berufsbilder der Justiz und des Justizvollzugs auf 
Ausbildungs- und Berufsmessen. Hinzu kommen temporäre Aktionen einzelner 
Justizvollzugsanstalten aus Anlass anstehender Einstellungsverfahren 
(z. B. Plakat- oder Flyerkampagnen und lnfo-Vera_nstaltungen für Berufsinteres­
sierte). 

Ergänzt werden diese regionalen Bemühungen zur Nachwuchsgewin~ung 
durch überregionale Werbemaßnahmen, insbesondere auf den digitalen Kanä­
len der Justiz und im Social Media-Bereich. Der Fokus hier liegt auf Steigerung 
der öffentlichen Wahrnehmung des Justizvollzugs mit seinen vielfältigen Berufs­
möglichkeiten und damit der Verbesserung der Chancen regionaler Nach­
wuchsgewinnungs-anstrengungen. Der diesjährige Schwerpunkt der zentralen 
Nachwuchswerbungsmaßnahmen ist die Imagekampagne des Ministeriums der 
Justiz zur Präsentation der Justiz.NRW als attraktive Arbeitgeberin. Die Kam­
pagne ist die Fortsetzung des im letzten Jahr gestarteten Arbeitgebermarken­
prozesses. Die Werbemaßnahmen dazu umfassen insbesondere Beiträge in 
den sozialen Medien und landesweit sichtbare Außenwerbung (insbesondere 
Großplakate im öffentlichen Raum und Flaggen an Justizgebäuden). 

Gezielt für den Justizvollzug sind des Weiteren beispielhaft für überregionale 
Werbemaßnahmen ein für den lnstagram-Kanal von Karriere.NRW produzierter 
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Werbefilm für das duale Studium im Justizvollzug, ein aktuell in Produktion be­
findlicher Jobprofilfilm für den Allgemeinen Vollzugsdienst für den YouTube-Ka­
nal von Karriere.NRW und für die Plattform TikTok gedrehte Kurzvideos mit Be­
diensteten des Allgemeinen Vollzugsdienstes zu nennen. Ein weiterer Aufmerk­
samkeitsgewinn steht von einem derzeit konzipierten internetbasierten Spiel zu 
erwarten, das niedrigschwellig Einblicke in den Berufsalltag im Justizvollzug 
vermitteln soll. Um künftig die Kontaktaufnahme für Berufsinteressierte aller 
Justizberufe zu erleichtern, wird zudem in Kooperation mit Karriere.NRW ein 
internetbasiertes Kontaktformular konzipiert. 

Zur Reduzierung der Arbeitsbelastung ist Folgendes festzustellen: 

Im Rahmen des Behördlichen Gesundheitsmanagements sind in den Justizvoll­
zugseinrichtungen eigene Gesundheitsverantwortliche bestellt und qualifiziert 
worden und sog. Steuerungsteams eingerichtet. Mit dem Ziel der Verbesserung 
der Arbeits~ufriedenheit und der Stärkung der Gesundheit werden in strukturier­
ten Prozesszyklen die jeweiligen Bedarfe ermittelt und Maßnahmen der Ge­
sundheitsfürsorge geplant, durchgeführt und evaluiert. 

Für Bedienstete, die aufgrund ihrer dienstlichen Tätigkeit besondere Belas­
tungssituationen erleben, stehen in den Justizvollzugsanstalten anstaltsinterne 
Teams der Psychosozialen Notfallversorgung (PSNV) zur Verfügung. Die Not­
fallversorgung erfolgt im Sinne einer Erstversorgung durch entsprechend quali­
fizierte kollegiale Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner. Bei Bedarf er­
folgt die Kontaktaufnahme zu externen Beratungs- und Therapieeinrichtungen 
sowie die Unterstützung bei der Vermittlung von Betroffenen an externe Einrich­
tungen. 

In jeder Behörde stehen den Bediensteten Soziale Ansprechpartnerinnen und 
Ansprechpartner zur Verfügung, um u.a. bei der Bewältigung von Problemen zu 
helfen, gemeinsame Problemlagen zu klären und sich für ein gutes Klima am 
Arbeitsplatz einzusetzen. 

Des Weiteren werden für Bedienstete aller Dienstzweige regelmäßige Einzel­
oder Gruppensupervisionen durch speziell ausgebildete Fachkräfte angeboten. 
Daneben besteht die Möglichkeit, an Gruppengesprächen im Rahmen der kol­
legialen Beratung teilzunehmen. 

Auch besteht regelmäßig das Angebot, an Fortbildungsveranstaltungen z.B. zu 
den Themen „Bewältigung von Arbeitsdruck und Stress", .,Resilienz", .,Umgang 
mit psychischen Belastungen" sowie aus dem Bereich des Gesundheitsmana­
gements teilzunehmen. 
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Mit der im April 2022 in Kraft getretenen Rahmendienstvereinbarung über die 
Ausgestaltung der alternierenden Telearbeit in den Justizvollzugseinrichtungen 
des Landes Nordrhein-We_stfalen sind landeseinheitlich. geltende Rahmenvor­
gaben zur räumlich und zeitlich flexibilisierten Arbeitszeitgestaltung mit dem Ziel 
der Steigerung der Attraktivität des Justizvollzugs und der Arbeitszufriedenheit 
der Bediensteten geschaffen worden. 

Frage: 
4.2 Wie entwickelte sich der Betreuungsschlüssel in den nordrhein-westfälischen Jus­

tizvollzugsanstalten seit 2022? (Bitte für alle·Justizvo/lzugsanstalten getrennt auf­

schlüsseln) 

Antwort: 
Für die Darstellung der Entwicklung des Betreuungsschlüssels stehen Daten 
aus der Ist-Besetzung der Planstellen und Stellen der einzelnen Justizvollzugs­
anstalten und der Gefangenenbelegung zur Verfügung. Da die Ist-Besetzung 
nur stichtagsbezogen quartalsmäßig vorliegt, erfolgt auch die Ermittlung der Be­
treuuhgsschlüssel nur quartalsmäßig. Dabei stehen jeweils BelegungsdaterJ 
des Monatsletzten des abgelaufenen Quartals zur Verfügung. Für den Vergleich 
ist nicht auf die Ist-Besetzung am 01 .01.2022 und die Gefangenenbelegung am 
31.12.2021 abgestellt worden, da die Gefangenenbelegung durch die Weih­
nachtsamnestie „verfälscht" wäre. Es werden daher nachfolgend Daten auf Ba­
sis der Ist-Besetzung am 01.04.2022 zur Belegung am 31.03.2022 mit Daten 
auf Basis der Ist-Besetzung am 01.10.2024 zur Belegung am 30.09.2024 ver­
glichen. 

Bediensteten-Gefangenen-Re- Bediensteten-Gefangenen- . 
lation auf Basis Ist-Besetzung Relation auf Basis lst-Beset-
am 01 .04.2022 zu Belegung am zung am 01.10.2024 zu Bele-
31.03.2022 gung am 30.09.2024 

JVA Aachen 1, : 1,81 1 : 2,01 . 

JVA Attendorn 1 : 1,99 1 : 1,62 

JVA Bielefeid-Brack- 1 : 1,67 1 : 1,71 
wede 

JVA Bielefeld-Senne 1 : 3,55 1 : 3,04 

JVA Bochum 1 : 1,72 1 : 1,65 
JVA Bochum-Lan-

1 : 1,59 1 : 1,20 
~endreer 
JVA Castrop-Rauxel 1 : 2,24 1 : 2,05 

JVA Detmold 1 : 1,29 1 : 1,35 

JVA Dortmund 1 : 1,87 1 : 1,80 

JVA · Duisburg-Hamborn 1 : 1,32 1 : 1,37 

JVA Düsseldorf 1 : 2,22 1 : 2,31 
" 

JVA Essen - 1 : 2,07 1 : 2,09 

JVA Euskirchen 1 : 1,46 1 : 2,60 

JVA Geldern 1 : 1,33 1 : 1,40 
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Bediensteten-Gefangenen-Re- Bediensteten-Gefangenen-
lation auf Basis Ist-Besetzung Relation auf Basis lst-Beset-
am 01 .04.2022 zu Belegung am zung am 01.10.2024 zu Bele-. 
31.03.2022 gung am 30.09.2024 

JVA Gelsenkirchen 1 : 1,63 1 : 1,76 

JVA Hagen 1 : 2,03 1 : 1,69 

JVA Hamm 1 : 1,38 1 : 1,32 

JVA Heinsberg 1 : 0,91 1 : 1, 10 

JVA Herford 1 : 0,82 1 : 0,91 

JVA Hövelhof 1 : 1,06 1 : 0,85 

JVA Iserlohn 1 : 0,59 

JVA Kleve 1 : 1,29 1 : 1,68 

JVA Köln 1 : 1,72 1 : 1,73 

JVA Moers-Kapellen 1 : 3, 17 1 : 2,83 

JVA Münster 1 : 0,96 1 :. 0,85 

JVA Remscheid 1 : 2,25 1 : 1,92 

JVA Rheinbach 1 : 2, 13 1 : 2,21 

JVA Schwerte 1 : 1,59 1 : 1,63 

JVA Sieqburq 1 : 1,51 1 : 1,64 

JVA Werl 1 : 1,69 1 : 1,78 

JVA Willich 1 1 : 1,62 1 : 1, 18 

JVA Willich 11 1 : 1,45 1 : 1,61 

JVA Wuppertal-Rons-
1 : 0,91 1 : 1, 10 

dort 

JVA Wuppertal-Vohwin-
1 : 1, 15 1 : 1,00 

kel 

JVK NRW 1 : 0,39 1 : 0,37 

Sotha NRW 1 : 0,81 1 : 0,63 

Auf folgendes ist besonders hinzuweisen: 
Die JVA Iserlohn ist im September 2024 vollständig geräumt worden, sodass 
keine Gefangenen.:.ßediensteten-Relation dargestellt werden kann. Das Perso­
nal ist weitestgehend an andere Justizyollzugseinrichtungen abgeordnet wor­
den. 

In mehreren Anstalten sind zentrale Einrichtungen des Justizvollzugs angesie­
delt (z. B. Zentralstellen, Fachbereiche). Das auf die zentralen Einrichtungen 
entfallende Personal ist bei der Gefangenen-Bediensteten-Relation für die je­
weilige Anstalt berücksichtigt, z. 8 . bei den Justizvollzugsanstalten Castrop­
Rauxel und Duisburg-Hamborn. 

· Die Gefangenen-Bediensteten-Relation der JVA Münster stellt sich sehr günstig 
das. Allerdings baut die Anstalt derzeit Personal zur Sicherstellung des Betriebs 
des Neubaus auf. Dieses Personal wird zwar auf den Planstellen der JVA Müns­
ter geführt, wird aber z. T. an andere Justizvoll2:ugsanstalten abgeordnet. 
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Frage: 
4. 3 Wie will die Landesregierung die Sicherheitsmaßnahmen in den Haftanstalten 

angesichts der erkennbaren Zunahme gewaltbereiter Insassen und Attacken auf 
Gefängnispersonal verstärken? 

Antwort: 
Der Schutz der Justizvollzugsbediensteten ist der hierfür z~ständigen Fachab­
teilung im Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen ein besonde­
res Anliegen. In diesem Zusammenhang nimmt die Aus- und Fortbildung der · 
Bediensteten im Bereich der Oeeskalations- und Sicherungstechniken und die 
Kooperation mit anderen Sicherheitsbehörden einen hohen Stellenwert ein. 

Gerade die Angehörigen des Allgemeinen Vollzugsdienstes (AVD), die rund um 
die Uhr mit der Betreuung, Versorgung und Beaufsichtigung der Inhaftierten be­
fasst sind, sind schwierigen Konfliktsituationen besonders häufig ausgesetzt. 

Das gilt im Übrigen auch für die Bediensteten des Werkdienstes (WO). 

Daher sichern spezielle Unterrichtsinhalte in der Ausbildung dieser beiden Lauf­
bahnen und geeignete Fortbildungsmaßnahmen einen professionellen Umgang 
mit Konfliktsituationen und Gewalt im Strafvollzug. Die Bediensteten werden in 
ihrer Ausbildung über Erscheinungsformen, Ausprägungen und Mechanismen 
von feindlicher Gesinnung informiert und darauf vorbereitet, dieser im späteren 

Berufsalltag angemessen zu begegnen. 

Darüber hinaus sind alle Bediensteten des Allgemeinen Vollzugsdienstes in Oe­
eskalations- und Sicherungstechniken (OST) ausgebildet und sollten damit in 
der Lage sein, in einer konkreten Situation angemessen auf Interventionen zu 

reagieren. Sie sind damit dafür ausgebildet und im Stande, sich deeskalierender 
Maßnahmen zu bedienen, unmittelbaren Zwang anzuwenden und Maßnahmen 
der Gefahrenabwehr zu ergreifen, ohne dabei die Eigensicherung außer Acht 

zu lassen. 

Neben Investitionen im Bereich der Aus- und Fortbildung der Bediensteten in 

den Themenfeldern Kommunikation, Deeskalation und Sicherungstechniken 
gehören zu einem umfassenden Gewaltschutz darüber hinaus auch Investitio­
nen im Bereich der Sicherheitsausstattung. 

Zur Lagebewältigung stehen den Bediensteten bereits jetzt unterschiedlichste 
Hilfsmittel wie beispielsweise Schutzkleidung, verschiedene Fesselmodelle· und 
sofern erfor~erlich auch Waffen zur Verfügung. 



- 11 -

Zudem existiert eine Reihe von Systemen, die der Sicherheit der Bediensteten 
dienen. Darunter zählen Personerinotrufanlagen, Funkgeräte, Alarmknöpfe so­
wie stationäre Hausalarmmelder. Der Ausstattung der Justizvollzugsanstalten 
mit Personennotrufanlagen oder vergleichbaren Notrufsystemen soll in Zukunft 
flächendeckend erfolgen und wird auch im Jahr 2025 . weiter vorangetrieben. 
Derzeit verfügen 24 der 36 Justizvollzugsanstalten über Personennotrufanlagen 
und zwei über vergleichbare Notrufsysteme. 

Frage: 
4. 4 Welche Erkenntnisse hat das Ministerium zur Entwicklung der Anzahl von Bedro­

hungen und Beleidigungen von Inhaftierten gegenüber den Beschäftigten? 

Antwort: 
Beleidigungen und Bedrohungen von Inhaftierten gegenüber Bedienstete wer­
den bislang nicht erfasst. Lediglich wenn sie sie~ im Zusammengang mit kör- · 
perlichen Übergriffen von Gefangenen auf Bedienstete ereignen, erlangt das 
Ministerium der Justiz Kenntnis. 

Frage: 
4. 5 .Wie entwickelte sich bei den Beschäftigten in den nordrhein-westfälischen Justiz­

vollzugsanstalten die Anzahl der Krankheitstage und damit einhergehenden 
Fehlzeiten? 

Antwort: 
Bei den Bediensteten des Allgemeinen Vollzugsdienst~s der Justizvollzugsein­
richtungen hat sich der Anteil der Erkrankungen seit September 2023 wie folgt 
entwickelt: 

Zeitraum 
ausgefallene Sollarbeitsstunden 

in% 

September 2023 13,37 

Oktober 2023 13,69 

November 2023 15,45 

Dezember 2023 16,09 

Januar2024 14,84 

Februar 2024 15,41 

März 2024 14,36 

April 2024 13,38 

Mai 2024 13.22 

Juni2024 13,89 

Juli 2024 13,65 

August 2024 13,12 

September 2024 13,61 
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Zeitraum ausgefallene Sollarbeitsstunden 
in % 

Durchschnitt der letzten 12 14,23 
Monate 

Hinsichtlich der Anzahl der Krankentage für alle Beschäftigten des Justizvoll­
zugs im Zeitraum 01.01 .2023 bis 31.12.2023 wird auf die als Anlage beigefügte 
Tabelle 42 des Gesundheitsberichts der Landesregierung „Auswertung der 
Fehlzeiten der Beschäftigten des Landes Nordrhein-Westfalen für das Jahr 
2023" Bezug genommen. 
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Frage: 
4. 6 Wie entwickelte sich die Anzahl der Fälle, die Gegenstand einer Maßnahme nach 

dem Betrieblichen Eingliederungsmanagements (BEM) waren, seit 2021 ? 

Antwort: 
In den Justizvollzugseinrichtungen des Landes Nordrhein-Westfalen sind im 
Zeitraum 01 .01 .2023 bis 30.09.2024 im Rahmen des§ 167 Abs. 2 SGB IX BEM­
Verfahren wie folgt angeboten bzw. in Anspruch genommen worden. Für den 
Zeitraum 2021 und 2022 liegen entsprechende Daten nicht vor. 

2023 2024 (bis 30.09.2024) 

angeboten 1394 1248 

in Anspruch genommen 348 275 
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Frage: 
4. 7 Wie hat sich die Anzahl der Bediensteten bzw. Beschäftigten, die seit 2021 vor­

zeitig in den Ruhestand versetzt wurden oder freiwillig vorzeitig in den Ruhestand 
gingen, entwickelt? 

.Antwort: 
Es liegen nur Daten für den Beamtenbereich vor. Diese stellen sich wie folgt 
dar: 

Jahr Versetzung in den Ruhestand ohne Versetzung in den Ruhestand auf-
Dienstunfähiqkeit grund von Dienstunfähigkeit 

2021 37 75 

2022 28 88 

-2023 33 95,93 

Die große Mehrheit der Gefangenen in Deutschland leidet unter psychis~hen 
Störungen, doch es fehlt an Personal für eine angemessene medizinische Ver­
sorgung. Das schadet sowohl den Gefangenen .als auch der Gesellschaft. 

Frage: 
4. 8 Welche konkreten Maßnahmen ergreift das Ministerium, um dem wachsenden 

Bedarf an psychiatrischer Betreuung in den Justizvollzugsanstalten gerecht zu 
werden, insbesondere angesichts des s(eigenden Anteils psychisch erkrankter 
Gefangener? 

Antwort: 
Zur Behandlung psychiatrisch erkrankter Gefangener hält zunächst das Justiz­
vollzugskrankenhaus des Landes Nordrhein-Westfalen 53 stationäre Akutbe­
handlungsplätze vor. Soweit die Expertenkommission zu Optimierungsmöglich­
keiten im·Justizvollzug auf den Gebieten des Brandschutzes, der Kommunika­
tion und der . psychischen Erkrankungen darüberhinausgehend insgesamt 80 

stationäre Akutbehandlungsplätze empfohlen hat, so sind diese nur mittels Bau­
maßnahmen, d.h. durch einen Neu- bzw. Erweiterungsbau zu realisieren. 
Hierzu werden konkrete Planungen verfolgt. 

Die ambulante Behandlung psychisch kranker Gefangener erfolgt demgegen­
über in den Justizvollzugsanstalten vor Ort - und zwar zunäch·st durch die dort 
tätigen Anstaltsärztinnen und Anstaltsärzte. Sofern eine facharztliche psychiat­
rische Expertise erforderlich ist, werden vertraglich gebundene oder ggf. auch 
externe Fachärztinnen und Fachärzte für Psychiatrie - teilweise auch via tele­
medizinischer Strukturen - hinzugezogen. Außerdem werden unter dem Begriff 
der sog. Psychiatrisch Intensivierten Behandlung (Piß) in den Justizvollzugsan­
stalten derzeit flächendeckend Strukturen analog psychiatrischer Tageskliniken 
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ausgebaut, um im Justizvollzug - wie auch vollzugsextern - den Umfang statio­
närer Behandlungsmaßnahmen durch geeignete Strukturen und Angebote der 
ambulanten Versorgung vor Ort zu reduzieren. Gleichzeitig soll die Piß eine 
Anschlussbehandlung nach erfolgter stationären Akutbehandlung ·gewährleis­
ten. 

Was telemedizinische Strukturen anbelangt, so wird derzeit gleichfalls ein wei­
terer Ausbau im Hinblick auf medizinische·Telepsychotherapie betrieben. 

Frage: 
4. 9 Plant das Ministerium mittelfristig, das medizinische und psychologische Fach­

personal in deri Justizvollzugsanstalten aufzustocken, um eine angemessene 
Versorgung psychisch kranker Inhaftierter zu gewährleisten? 

Antwort: 
Der derzeitige flächendeckende Ausbau der sog. Psychiatrisch Intensivierten 
Behandlung (PIB) in den Justizvollzugsanstalten zur Etablierung tagesklinischer 
Strukturen ist auch mit einem Personalmehrbedarf verbunden, d.h. insbeson­
dere mit der Gewinnung weiterer interner bzw. externer Psychiaterinnen und 
Psychiater sowie interner bzw. externer Fachpflegekräfte Psychiatrie. Soweit 
hierfür die Einrichtung zusätzlicher Stellen erforderlich ist, bleibt deren Einrich­
tung den zukünftigen Haushaltsaufstellungsverfahren vorbehalten. 

Frage: 
4. 10 Welche langfristigen Strategien verfolgt das Ministerium, um sowohl die Präven­

tion psychischer Erkrankungen im Strafvollzug als auch die Reintegration psy­
chisch kranker Straftäter nach ihrer Haftzeit zu verbessern und so die Rückfall- · 
quote zu senken? 

Antwort: 
Was die Prävention psychischer Erkrankungen anbelangt, so ist zunächst fest­
zuhalten, dass im Kontext der Gestaltung der Rahmenbedingungen der Haft 
stets in den Blick genommen wird, diese so wenig wie möglich psychisch belas­
tend zu gestalten. 

. . 
Des Weiteren besteht in Nordrhein-Westfalen seit dem Jahr 2018 ein Rahmen-
ko.nzept zur Verbesserung der Suizidprävention im Justizvollzug. Im Zuge der 
Umsetzung dieses Rahme11konzeptes wurde in jeder der 36 Justizvollzugsan­
stalten eine diensterfahrene Psychologin oder ein diensterfahrener Psychologe 
umfangreich geschult und ·zur bzw. zum Suizidpräventionsbeauftragten er­
nannt. Zudem hat jede bzw. jeder Suizidpräventionsbeauftragte ein eigenes, 
auf die Gegebenheiten der jeweiligen Justizvollzugsanstalt zugeschnittenes Su­
izi9präventionskonzept entwickelt und umgesetzt. 
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Darüber hinaus stehen mit dem zunehmend flächendeckenden Ausbau der sog. 
Psychiatrisch Intensivierten Behandlung (PIB) Strukturen zur Verfügung, mit de­
nen etwa rückzügige Gefangene in tagesklinische Programme eingebunden 
und auf diese Weise vor der Entwicklung bzw. Vertiefung einer nachhaltigen 
depressiven Symptomatik geschützt werden können. 

Bezüglich der Reintegratio'n von psychisch kranken Inhaftieren ist auszuführen, 
dass im Jahr 2021 in den Justizvollzugsanstalten des Landes Nordrhein-West­
falen 35 und den Jugendarrestanstalten des Landes Nordrhein-Westfalen 6 zu­
sätzliche Stellen zugewiesen wurden, die explizit auf den Ausbau des struktu­
rierten Übergangsmanagements ausgerichtet sind .. Dieser beinhaltet unter an­
derem die Netzwerkbildung zu Kooperationspartnern, die eine Reintegration der 
Inhaftierten in die Gesellschaft gemeinsam mit dem vollzugsinternen Personal 
professionell unterstützen. Hierunter fällt auch die Gruppe psychisch kranker 
Inhaftierter. 

In Anerkennung der besonderen Herausforderungen, die die Haftentlassung 
und Wiedereingliederung dieser -Menschen an die Fachkräfte stellen, wurde 
eine Facharbeitsgruppe gebildet, die mit der Erstellung einer Fachexpertise be­
traut ist und zudem aktuelle Behandlungs-/Betreuungsmodelle aus anderen 
Ländern und Bundesländern sichten und vergleichen soll. Sämtliche Ergeb­
nisse der Arbeitsgruppe sollen perspektivisch der Weiterentwicklung des Über­
gangsmanagements für psychisch kranke Inhaftierte dienen. 

Aktuell wurden den Vollzugspraktikern durch die Fach-AG verfasste Arbeitshil­
fen zur Verfügung gestellt, die auch für die Reintegration psychisch kranker In­
haftierter relevante Bereiche wie Erwerbsrninderungsrente, Krankenversiche­
rungsschutz und gesetzliche Betreuung berücksichtigen. 

Mit dem Gesetz zur Reform der Führungsaufsicht und zur Änderung der Vor­
schriften über die nachträgliche Sicherungsverwahrung vom 13. April 2007 
(BGBI. 1 513 - 518) wurde Gerichten erstmals die Möglichkeit eröffnet, insbe­
sondere psychisch erkrankten Strafgefangenen die Weisung zu erteilen, sich 
nach der Entlassung aus der Haft einer ambulanten Nachsorge in Form einer 
psychiatrischen, psycho- oder sozialtherapeutisch~n Behandlung zu unterzie­
hen. Dass die Behandlung - aufgrund richterlicher Jherapieweisungen" oder 
„Vorstellungsweisungen" - durch forensische Ambulanzen erfolgen kann, hat 
der Bundesgesetzgeber schon . seinerzeit in §. 68b Abs. 2 Satz 3 StGB aus­
drücklich vorgesehen und damit die Länder konkludent aufgefordert, ein geeig­
netes Nachsorgenetz auf- bzw. auszubauen. 

In Umsetzung dieser bundesgesetzlichen Vorgaben wurde .in Nordrhein-West­
falen seit dem Jahr 2010 ein Modellprojekt für die Versorgung Haftentlassener 
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an je einem Standort der Landschaftsverbände Rheinland (L VR-Klinik in Lan­
genfeld) und Westfalen-Lippe (LWL..:Klinik in Paderborn) sowie dem Evangeli­
schen Klinikum Bethel in Bielefeld eingerichtet, wofür zuletzt im Haushaltsjahr 
2024 936.000 Euro zur Verfügung gestellt wurden (Kapitel: 04 210, Titel: 633 
10). 

Hinsichtlich des geplanten Ausbaus der Anzahl der Standorte für Nachsorgeam­
bulanzen und damit einhergehend auch der Therapieplätze wird auf den Erläu­
terungsband zum Haushaltsentwurf 2025 für den Geschäftsbereich des Minis­
teriums der Justiz (Landtagsvorlage 18/2837, Seiten 13 und 29) verwiesen. 
Zur Optimierung der behördenübergreifenden Zusammenarbeit besteht weiter 
ein Austausch im Zuge des Projektes „Personen mit Risikopotential" (PeRiskoP) 
mit dem. Landeskriminalamt. 

Gegenwärtig erfolgt zudem die Mitwirkung an der Fortschreibung des Landes­
psychiatrieplans. Das Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen 
ist mit der zuständigen Fachabteilung in der Arbeitsgruppe mit dem Fokus auf 
die „Versorgung vulnerabler Gruppen" ·vertreten. 

Im EP 04, Kapitel 04 410, Titel 547 80, ist eine Erhöhung des Ansatzes von 247.100 
EUR um 654. 700 EUR auf 901. 800 EUR für Leistungen an Träger von Bildungsmaß­
nahmen sowie Kosten der nebenamtlich oder im Vertragsverhältnis beschäftigten Per­
sonen sowie die im unmittelbaren Zusammenhang damit stehenden Ausgaben für 
Sachmittel vorgesehen. 

Fr_age: 
4. 11 Wie begründet das Ministerium die erhebliche Erhöhung des Ansatzes? 

Antwort: 
Die Erhöhung des Ansatzes erfolgt in Anpassung an die Ist-Ausgaben des Titels 
547 80, die im Jahr 2023 bei 901.844,39 € lagen. 

Frage: 
4. 12 Welche konkreten Maßnahmen und Ausgaben sind im Zusammenhang mit den 

Leistungen an Träger von Bildungsmaßnahmen sowie den Kosten für nebenamt­
lich oder im Vertragsverhältnis beschäftigte Personen vorgesehen? 

Antwort: 
Mit den bei Titel 04 410 547 80 etatisierten Mitteln werden unter Berücksichti­
gung des bestehenden_ Bildungsbedarfs der Inhaftierten. größtenteils Alphabeti­
sierungskurse, aber auch ~aßnahmen der Sprachförderung und Integrations­
kurse finanziert. Ebenso fallen darunter Liftkurse sowie einzelne besondere Bil­
dungsmaßnahmen. Die mit den Mitteln zu bestreitenden Ausgaben umfassen 
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auch Kosten etwa für Prüfungsgebühren, die den Justizvollzuganstalten von ex­
ternen Stellen in Rechnung gestellt werden. Schließlich werden mit den Mitteln 
auch.Ausgaben bestritten, die im Rahmen der Fernwartung der in Nordrhein­
Westfalen und vielen anderen Bundesländern eingesetzten gemeinsamen digi­
talen Bildungsplattform elis (E-Learning im Strafvollzug) anfallen. 

Frage: 
5. 1 Wie gedenkt das Ministerium auf die Kritik der EU-Kommission zu reagieren, die 

in ihren Berichten zur Rechtsstaatlichkeit für die Jahre 2022 bis 2024 die Unter­
finanzierung der Justiz sowie die unzureichende Besoldung der Entscheider als 
Gefährdung für die Rechtsstaatlichkeit in Deutschland anführt? 

5. 2 Welche konkreten Schritte plant die Landesregierung, um diesem Problem ent­
gegenzuwirken und die Besoldung für Richter und Staatsanwälte zu verbessern? 

Antwort: 
Die Fragen 5.1 und 5.2 werden gemeinsam beantwortet: Zur Vermeidung von 
Wiederholungen wird auf den Bericht der Landesregierung vom 2. September 
2024 (LT-Vorlage 18/2886) Bezug genommen. 

6. 1 Welche spezifischen Schritte plant das Ministerium, um die Attraktivität der Be-
reitschaftsdienste für Richter und Staatsanwälte zu steigern, damit diese in aus­
reichender Zahl und Qualität zur Verfügung stehen? 

6. 2 Welche Maßnahmen plant das Ministerium, um die Bereitschaft von Richtern und 
Staatsanwälten zur Übernahme von Bereitschaftsdiensten ·zu fördern? 

Antwort: 
Die Fragen 6.1 und 6.2 werden gemeinsam beantwortet: Das Verwaltungsge­
richt Augsburg hat mit Urteilen vom 18.04.2024 -Au 2 K 22.1281, 
Au 2 K 22.132{ Au 2 K 22.1325, juris - entschieden, dass Staatsanwälten im 
sogenannten Jour-Dienst nach § 11 der Verordnung über die Gewährung von 
Zulagen (Bayerische Zulagenverordnung - BayZulV) ein Anspruch auf Gewäh­
rung einer Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten zusteht. Die Frage, ob und 
inwiefern die Urteile verallgemeinerungsfähig und auf die Rechtslage in Nord­
rhein-Westfalen übertragbar sind, wird derzeit unter Federführung des Ministe- · 
riums der Finanzen geprüft. Im Übrigen dienen insbesondere organisatorische 
Maßnahmen wie die Konzentration von Bereitschaftsdiensten über verschie­
dene Gerichtsbezirke hinweg dazu, die Belastungen durch den Bereitschafts­
dienst für die Justizangehörigen möglichst gering zu halten. 


